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Bericht
über

die Verhandlungen
des

XV. Landtags dcs Großhcrzogthnms Oldenburg.

Fünfzehnte Sitzung.
Oldenburg , den 26 . Februar 1867 . Vormittags 11 Uhr.

Tagesordnung: 1) Zweite Lesung des Entwurfs eines Gesetzes, betr. die Amortisation der Juhaberpapiere;
2) Zweite Lesung des Gesetzentwurfs, betr. Regulativändernngen für den Civildienst des Großherzogthums;
3) Zweite Lesung des Gesetzentwurfs für das Fürstenthum Birkenfeld wegen Verweisung in eine Besser

rungs- oder in eine Zwangsarbeitsanstalt;
4) Ausschuszbericht, betr. Bitte dcs Birkenfelder Lehrerocreins um Verbesserung der Lehrergehalte im Für-

stcnthum Birkenfeld;
5) Ausschußbericht über eine Petition des Röbbeien zu Oldenburg, die Hebung der Cuttur der Süßwas¬

serfische betreffend;
6) Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über den Entwurf eines-Gesetzes für das Fürstenthum Bir¬

kenfeld, betr. die Uebernahme einer Straße auf dem Banne von Bundenbach als Staatsstraße;
7) Vertraulicher Bericht des Eisenbahnausschusses über die Oldenburg-Leerer Eisenbahnvorlage.

Vorsitzender:

Am Ministertlsch: Minister von Berg  und Reg.-Com-
missär Mutzenbecher,  später auchReg.-Commissär Meinar-
dus.

Nach Eröffnung der Sitzung durch den Vorsitzenden ver¬
las Schriftführer Tantzen  das Protokoll der vorigen Sitzung.
Dasselbe wurde genehmigt.

Der Vorsitzende theilte sodann folgende Eingänge mit:
1) Schreiben der Staatsrcgierung, betr. den Entwurf eines

Gesetzes für das Herzogthum Oldenburg, betr. Enteig¬
nungen zu Eisenbahnen,

(geht an den Justizausschuß.)
2) Petition aus den Gemeinden Essen und Vestrup, betr.

Anlegung einer Chaussee von Essen nach Vechta,
(geht an den Finanzausschuß.)

3) Petition aus dem Kirchspiel Cappeln, betr. den Antrag
einiger Abgeordneten auf Aenderung der Jagdgesetze,

(ist an den Justizausschuß abzugeben.)
4) Schreiben der Staatsregierung, betr. Verkauf von

Staatsländereien bei dem Chausseehause zu Tweelbäke,
(geht an den Staatsgutsausschuß.)

5) Petition der Landwirthschasts-Gesellschaft, Abtheilung
Burhave, betr.Zwangsoersicherunggegen die Rinderpest,

(geht au den Verwaltungsausschuß.)

Präsident Lentz.

6) Petition vieler Einwohner von Jever, betr. Eisenbahn
von Sande nach Jever,

(geht an den Eisenbahnausschuß.)
7) Petition von einigen Wirthen in Oldenburg, betr.

Aufhebung der Wirthschaftsrecognitionen,
(ist an den Petitionsausschuß abzugeben.)

8) Petition des landwirthschaftlichen Vereins, Abtheilung
Löningen, betr. die Zwangsversicherungen gegen die
Rinderpest,

(geht an den Verwaltungsausschuß.)
Vorsitzender : Die Frist, binnen welcher Anträge zur

zweiten Lesung
1) dcs Entwurfs eines Forststrafgesetzes für das Fürsten¬

thum Lübeck,
2) des Gesetzentwurfs, betr. die Aufhebung des Verbots

des Häuserabbruchs
einzubringen seien, werde bis Donnerstag, den 28. d. M.,Mit¬
tags 12 Uhr gesetzt.

1. Gegenstand der Tagesordnung.
Es waren folgende Anträge vom Ausschüsse gestellt:

1. Art. 1 ß. 1 erhalte folgende Fassung:
„Sind inländische Papiere auf den Inhaber abhan¬
den gekommen, so können dieselben nach den nähe-
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ren Vorschriften dieses Gesetzes amortisirt werden.
Jnhaberpapiere, welche außer Cours gesetzt sind,
werden, in Bezug auf die Amortisation wie gewöhn¬
liche Jnhaberpapiere behandelt;"

2. es werde gesagt im Art. 5 Z. 2 Z. 1 statt „die be¬
zeichnte Urkunde" — „vas bezeichnte Papier," im
Art. 5 Z. 2 Z. 2 statt „die Urkunde und deren
Talon" — „das Papier und dessen Talon;" im
Art. 6 tz. 1 statt „die Originalurkunde" — „das
Papier" und statt „so wird dieselbe" — so wird
dasselbe;" im Art. 10 Z. 1 statt „sowie die Urkunde
selbst und deren Talon" — „sowie den Staatsschuld-
scheiu selbst und oessen Talon;"

3. im Art. 6 tz. 1 werde hinter„der vier Jahre" einge¬
fügt: „(Art. 4) ;"

4. im Art. 8 Z. 1 werde statt „durch Benachrichtigung"
gesetzt: „unter Benachrichtigung".

5. im Art. 8 Z. 3 werde statt„dasselbe liegt" gesetzt„das
Amtsgericht liegt".

6. im Art. kOZ. 1 a. C. werde statt „widrigenfalls—
werden mutz" gesetzt:>„widrigenfalls die durch die
Anzeige hervorgerufenen Folgen aufhören sollen".

7. im Art. 10 tz. 2 werde statt„in den zu amtlichen Be¬
kanntmachungen— Birkeufcld" gesetzt: „in den im
Art. 5 Z. 1 gedachten inländischen Blättern".

Vorsitzender: Die Anträge seien nur redactioneller Na¬
tur und, wenn sich kein Widerspruch erhebe, werde er anneh¬
men, daß die Versammlung denselben beistimme.

Es erfolgte kein Widerspruch.
Sodann wurde der Gesetzentwurf mit den erwähnten Aen-

dcrungen, wie aus erster Lesung hervorgcgangcn, angenommen-
2. Gegenstand der Tagesordnung.
Vorsitzender: Der Reg.-Commissär Ruhstrat  habe ei¬

nen Antrag zur zweiten Lesung eingebracht:
„Herstellung der Worte des Entwurfs: 2 Cassengehül-
fen (Buchhalter bezw. Zahlmeister) , jeder 500—800
Thlr."

Der Antrag wurde angenommen.
Sodann wurde der Antrag des Ausschusses:

Der Landtag wolle dem Gesetzentwürfe, wie derselbe
aus der ersten Lesung hervorgegangen:

Das mittelst Patent vom 29. August 1857 ver¬
kündete Gehaltsregulativ für den Civildienst des
Grofzherzogthumswird in folgenden Punkten abge¬
ändert:

1. Unter I. werden beim Staatsministerium
statt 4 Registratoren mit je 3—900 Thlr.
und einen Canzlisten mit 4—700 Thlr.
aufgeführt:

4 Registratoren und ein Canzlist und
zwar 4 mit einem Gehalte von 300 bis

900 Thlr. und einer mit einem Gehalte
von 300—700 Thlr.

2. Die unter I. 2 und II. 0. 1 ausgcsetzten
Gehalte werden anderweit normirt, wie folgt:

a) Cassirer der Centralcasse(zugleich Cas-
sircr der Oldenburger Landeskasse) 300
Thlr.;

5) Cassirer der Oldenburger Landeskasse
(zugleich Cassirer der Centralkasse) 1000
bis 1400 Thlr.;

o) ein Cassengehülfe(Buchhalter bezw.
Zahlmeister) 500—800 Thlr.;

ä) ein Cassengehülfe(Buchhalter bezw.
Zahlmeister) 500—700 Thlr.;

k) zwei Cassengehülfen jeder 300—600
Thlr.;

seine Zustimmung erthcilen.
mit dieser Aenverung gleichfalls angenommen.

3. Gegenstand der Tagesordnung.
Der Gesetzentwurf wurde, wie er aus der erster: Lesung

hervorgegangen war, angenommen.
4. Gegenstand der Tagesordnung.
Nachdem Niemand das Wort verlangt hatte, wurde der

Antrag des Ausschusses:
„die Petition des Lchrervereins des Fürstenthums Bir¬
kenfeld der Grotzherzoglichen Staatsregierurig mit dem
dringenden Ersuchen zu übergeben, auf eine durchgrei¬
fende Erhöhung des Diensteinkommens der Lehrer durch
Aenderung der Gesetzgebung baldigst und, wenn nur
irgend thunlich, riech in gegenwärtiger Finanzpcriode
Bedacht zu nehmen."

zur Abstimmung gebracht und angenommen.
5. Gegenstand der Tagesordnung.
Der Antrag des Ausschusses:

„der Landtag beschließe, die Petition der Großherzog¬
lichen Staatsregierung zu übersenden mit dem Ersuchen,
in Erwägung zu ziehen, ob nicht auf eine Vermehrung
des Fischbestandes in unseren Gewäsiern, sei es im Ver¬
waltungswege, sei es im Wege der Gesetzgebung, hin¬
gewirkt werden könne."

wurde angenommen.
6. Gegenstand der Tagesordnung.
Berichterstatter Abg. Blockhaus: Die Staatsregierung

habe einen Gesetzentwurf vorgelegt, nach welchem die von der
Gemeinde Bundcnbach gebaute Straße vor: der Grenze bei Neu¬
mühle über Bundenbach bis zur Grenze bei Rhaunen als Staats¬
straße übernommen werden solle, lieber diese Straße sei schon
vom XIII. Landtag verhandelt. Es habe damals zur Frage
gestanden, ob die Staatsregierung den Gemeinden Bundenbach
und Sonnschied einen Zuschuß zum Bau geben, oder der Preu¬
ßischen Stadt Kirn den Bau gestatten wolle. Letzteres sei be¬
schlossen, die Stadt Kirn habe jedoch später den Bau der Ge-



meinde Bundenbach, welcher sie bedeutende Zuschüsse dazu ge-
währte, überlassen. Jetzt handele es sich um die Unterhaltung
der Straße. Diese verursache bedeutende Kosten und die an
sich nicht vermögende Gemeinde werde damit überlastet. Des¬
halb habe die Staatsregierung beantragt, die Straße als Staats¬
straße zu übernehmen. Der Provinziairath habe sich auch da¬
für erklärt, jedoch unter der Bedingung, daß die Straße zuvor
als Poststrasze befahren werde.

Der Ausschuß stimme der Staatsregierung bei, weil die
fragliche Straße ein Zufuhrweg zur Eisenbahn sei, und diese
sämmtlich für Staatsstraßen zu erklären seien.

Derselbe stelle deshalb den Antrag:
„der Landtag wolle dem Gesetzentwürfe seine verfassungs¬
mäßige Zustimmung ertheilcn."

Abg. Gissest: Das Bedenken des Provinzialraths fei
jetzt erledigt, da die Straße bereits von der Post befahren
werde.

Der Ausschußantrag wurde angenommen.
7. Gegenstand der Tagesordnung.
Es wurde zur vertraulichen Berathung übergegangen.
Nachdem die Oefsentlichkcit wieder hergestellt worden, be¬

stimmte der Vorsitzende die nächste Sitzung aus den 28. d.
Mts., Vormittags 11 Uhr, und theilte die Tagesordnung mit.

Schluß der Sitzung Nachmittags2 Uhr.
Der Berichterstatter

Pancrah.
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